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Europa unter deutscher Fuchtel

Mit den Beschlüssen des EU-Gipfels 
vom 8. und 9. Dezember hat Europa 
seine Bemühungen um die „Rettung“ 
seiner Kreditwürdigkeit fundamental 
erweitert – was die britische Regierung 
prompt zum Ausstieg veranlasste. Be-
schlossen wurden nicht mehr neue Ret-
tungsschirme, Kredite und Auflagen 
für angeschlagene Euroländer. Im Kern 
ging es um ein neues Design der eu-
ropäischen Finanzpolitik – also um die 
Regeln, nach denen EU-Staaten künf-
tig Geld ausgeben dürfen.

Durchgesetzt – und zwar auf der 
ganzen Linie – hat sich dabei Bundes-
kanzlerin Angela Merkel. „Man kann 
sagen, es ist der Durchbruch zu einer 
Stabilitätsunion“, und das „ohne faule 
Kompromisse“, verkündete sie. 

Wie eine derartige Politik „ohne 
faule Kompromisse“ zukünftig ausse-
hen wird, lehrt ein kurzes Beispiel. Im 
Herbst 2011 überlegte die irische Re-
gierung, wie sie die Staatseinnahmen 
künftig steigern kann, um ihre Schul-
den zu senken. Geplant war, die Mehr-
wertsteuer zu erhöhen und Staatsbe-
triebe zu verkaufen. Bevor die Regie-
rung jedoch den Gesetzesentwurf dem 
irischen Parlament vorlegte, zeigte sie 
ihn einer anderen Institution: dem deut-
schen Bundestag. Er sollte die Pläne ab-
nicken – schließlich vergibt Deutsch-
land Hilfskredite an Irland. Dieser laut 
irischer Opposition „beispiellose Ver-
trauensbruch“ produzierte in Dublin 
einen kleinen Skandal. Gleichzeitig 
jedoch zeigt die Episode, wie sich die 
Bundesregierung das künftige Europa 
wünscht.

Mit den jüngsten Beschlüssen von 
Brüssel wurde dafür eine offizielle 
Grundlage geschaffen: Die beteiligten 
Länder verpflichten sich zu zwei zen-

tralen Punkten – nämlich Schulden-
bremsen in die nationalen Verfassun-
gen aufzunehmen und sich strikteren 
Defizitkontrollen zu unterwerfen. Ge-
meinsame europäische Anleihen (Euro-
bonds) oder massive Anleihekäufe der 
Europäischen Zentralbank (EZB) soll es 
hingegen nicht geben. Fest steht damit 
auch: Die aktuelle Krise werden die-
se Beschlüsse nicht beenden. Aber die 
Bundesregierung ist einen Schritt vor- 
angekommen auf dem Weg zu ihrem 
Ziel: der Kontrolle Europas.

Keine Schulden, keine Defizite

In die nationalen Verfassungen wird 
nach deutschem Vorbild das Ziel eines 
ausgeglichenen Haushalts aufgenom-
men. Das sogenannte „strukturelle“ 
– also um Konjunkturschwankungen 
bereinigte – Haushaltsdefizit soll zu-
künftig nicht über 0,5 Prozent der Wirt-
schaftsleistung liegen. Angestrebt wird 
mithilfe dieser Schuldenbremse sogar 
ein Haushaltsüberschuss, sprich: Der 
Staat soll sich gar nicht mehr verschul-
den. Im Falle von Verstößen gegen 
diese Vorgabe soll ein „automatischer 
Korrekturmechanismus“ greifen, bei 
dem der „Schuldensünder“ der EU-
Kommission seine Pläne zur Besserung 
vorlegen muss.

Ein zentrales Problem dieser Rege-
lung liegt schon im Zielwert: Wie hoch 
ist das „strukturelle“ Defizit über-
haupt? Welcher Teil eines Defizits ist 
der Konjunktur geschuldet und wel-
cher nicht? Das lässt sich nicht sauber 
kalkulieren. Denn kein Konjunkturzyk-
lus ist wie der andere und lässt sich ein-
fach so herausrechnen, um das struktu-
relle Defizit zu ermitteln. Daraus folgt: 
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Künftig dürften EU-Staaten in langen 
Konjunkturflauten zu vermehrtem Spa-
ren gezwungen werden, was die Flaute 
verlängert und so die Schuldenlast ver-
größert statt mindert. Gleichzeitig wird 
ihnen verboten, wirtschaftlich sinnvol-
le Investitionen über Verschuldung zu  
finanzieren.

Schuldenbremsen funktionieren al-
so nicht. Dennoch wurden sie von der 
Bundesregierung gefordert und durch-
gesetzt. Denn diese Bremsen demons-
trieren den unbedingten Wille zu „sta-
bilen“ Staatsfinanzen. Auf diese Weise 
sollen Euro-Staatsanleihen zu unhin-
terfragbar werthaltigen Finanzanlagen 
gemacht werden. Mit der Schulden-
bremse erhält die Stabilität von Euro-
Staatsschulden Verfassungsrang, also 
die Stabilität der Vermögen der Finanz-
anleger, die diese Anleihen halten, und 
zudem die Kreditwürdigkeit der Euro-
Zone insgesamt, also das Vertrauen der 
Anleger.

Liegt das Haushaltsdefizit eines EU-
Landes über drei Prozent der Wirt-
schaftsleistung, soll dies in Zukunft au-
tomatische Konsequenzen in Form von 
Defizitverfahren haben, zum Beispiel 
Strafzahlungen. Das bedeutet nichts 
anderes als eine Radikalisierung des 
bisherigen Euro-Stabilitätspakts – und 
seiner Mängel.

Auch hier liegt das Problem im Maß-
stab: Anders als ihre Ausgaben hat ei-
ne Regierung ihr Defizit nicht unter 
Kontrolle. Beispiel Griechenland: Ob-
wohl das Land drastisch Ausgaben 
kürzte und Steuern erhöhte, sank das 
immense Defizit im Jahr 2011 nicht. 
Der Grund dafür: In Zeiten der Wirt-
schaftskrise müsste die Regierung ei-
gentlich mit Mehrausgaben gegensteu-
ern – so wie Deutschland das 2009 und 
2010 auch gemacht hat – und erst im 
Aufschwung wieder sparen. Dies wird 
Griechenland jedoch nicht erlaubt. Das 
Sparprogramm lässt Wirtschaftsleis-
tung und die Steuereinnahmen ein-
brechen. Damit wächst das Haushalts-
defizit immer weiter. Künftig muss ein 
derartiger „Defizitsünder“ nun auch 

noch Strafen zahlen, was seine Finanz-
situation sicher nicht verbessert. Eine 
solche Strafe verhindern kann nur ei-
ne „qualifizierte Mehrheit“ im EU-Rat 
– wenn etwa Deutschland und Frank-
reich gemeinsam agieren, also gerade 
jene Staaten, die auf die Strafbarkeit 
gedrängt haben.

Sparen, sparen, sparen

Dass die EU keinerlei Beschlüsse zur 
Stärkung des Wirtschaftswachstums 
getroffen hat, dürfte die Solvenz der 
europäischen Staaten nachhaltig unter- 
graben. Faktisch soll einfach nur ge-
spart werden und zwar für unbefristet 
lange Zeit. Künftig muss jedes Land je-
des Jahr den Teil seiner Schulden, der 
über 60 Prozent der Wirtschaftsleistung 
liegt, um ein Zwanzigstel verringern. 
Für Italien heißt das, es muss seine 
Schuldenquote jedes Jahr um drei Pro-
zent der Wirtschaftsleistung vermin-
dern. Das produziert eine sinkende 
staatliche Nachfrage und damit eine 
Konjunkturflaute – denn schließlich 
sparen die privaten Haushalte eben-
falls, um ihre Schulden zu senken. Und 
die Unternehmen werden angesichts 
der einbrechenden privaten und staat-
lichen Nachfrage kaum einen Investi- 
tionsboom entfachen. 

Wo soll das dringend erforderliche 
Wachstum also herkommen, um die 
sich bereits abzeichnende Rezession 
noch zu verhindern? 

Die Politik setzt hier – auf deutschen 
Druck – ganz auf Maßnahmen zur Er-
höhung der internationalen „Wett-
bewerbsfähigkeit“. Diese Maßnah-
men orientieren sich an der deutschen 
„Agenda 2010“ und beinhalten vor al-
lem eins: die Senkung der Lohnstück-
kosten. Ziel ist eine Verbilligung der 
Produktion und dadurch eine Steige-
rung der Ausfuhren. 

Das Beispiel Irland wird hier gern 
als Vorbild genannt. Doch diese „deut-
sche“ Strategie kann nicht für alle Län-
der aufgehen. Für Irland vielleicht, denn 
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es hat eine Exportquote von 60 Pro- 
zent der Wirtschaftsleistung, ist also 
vergleichsweise stark auf dem Welt-
markt vertreten. Was aber soll eine 
Lohnsenkung für Griechenland brin-
gen, das über eine Exportquote von 
kaum 20 Prozent verfügt? Wo sollen auf 
einmal, nach Jahren der Deindustriali-
sierung, die vielen hochproduktiven In-
dustrien in Südeuropa herkommen?

Der Staat jedenfalls darf sie nicht auf-
bauen, denn ihm sind durch Schulden-
bremsen ja gerade Fesseln angelegt.
Und selbst wenn die südeuropäischen 
Länder über derartige Exportindus-
trien verfügten – wer sollte ihre Waren 
kaufen, wer diese importieren? Export-
überschuss-Länder wie Deutschland 
werden es jedenfalls nicht sein: Die 
Bundesregierung hat bereits angekün-
digt, dass sie die eigenen Ausfuhren 
weiter als Wachstumsstütze ansieht. 
Und der globale „Warenstaubsauger“ 
USA will sein Handelsdefizit selbst re-
duzieren. 

Schließlich ist eine derartige, nun 
ganz Europa empfohlene Exportstra-
tegie äußerst schwankungsanfällig.  
Selbst Hoffnungsträger Irland hat im 
Zuge der globalen Konjunkturab-
schwächung sein Defizitziel 2011 wohl 
verfehlt. Denn die irischen Ausfuhren 
wuchsen nicht wie bisher. Gleichzei-
tig liegt die inländische Nachfrage auf-
grund einer massiven Senkung des 
Lohnniveaus am Boden: Die Binnen-
nachfrage ist derzeit um 22 Prozent 
niedriger als Ende 2007. Und weiterer 
„Kostendruck mit dem Ziel der Stei-
gerung der Exportnachfrage ist kaum 
möglich“, so die Commerzbank. 

Dabei profitiert Irland bereits von 
seiner rekordverdächtig niedrigen Be-
steuerung von Unternehmen, die nun  
– laut der Logik der jüngsten Brüssler  
Beschlüsse – andere Länder überneh-
men könnten. Was die Merkelsche 
Strategie der forcierten internationa-
len „Wettbewerbsfähigkeit“ also ge-
biert, ist ein europaweiter Wettlauf um 
die Senkung der Steuern und des Lohn-
niveaus. Mehr aber auch nicht: In Süd-

europa führt dieses Programm letzt-
lich nur dazu, dass die Wirtschaft auf 
ein Maß zusammenschrumpft, das die  
Finanzmärkte noch für kreditwürdig 
halten.

Ein Pakt mit „Biss“

All diesen Bedenken zum Trotz hat die 
Bundesregierung nun ein neues System 
der fiskalpolitischen und wirtschaftli-
chen Kontrolle in Europa durchgesetzt. 
Das Machtgefüge hat sich erheblich 
verändert: Die Staatsfinanzen in Euro-
pa stehen künftig unter gemeinschaft-
licher Kontrolle, Verstöße sind strafbe-
wehrt. Der neue Pakt hat, wie es heißt, 
mehr „Biss“. Doch ist jetzt schon klar, 
wer hier gebissen wird. 

Dies dürfte nicht Deutschland sein. 
Das haben bereits die Erfahrungen mit 
dem Stabilitätspakt gezeigt: Als die 
Bundesrepublik die Defizitziele ver-
fehlte, wurde der Pakt so uminterpre-
tiert, das er nicht mehr galt. Während 
der deutschen Finanzpolitik durch die 
neuen Haushaltsregeln also wohl kei-
ne unerwünschten Fesseln angelegt 
werden, erhält sie gleichzeitig „Durch-
griffsrechte“ (Merkel) auf die Finanzen 
und – laut Plänen der EU – später auch 
auf die gesamte Wirtschaftspolitik an-
derer Staaten. Diese erleiden „sensib-
le Souveränitätsverluste“ (Deutsche 
Bank) und werden in Zukunft sparen 
müssen.

Mit den „Durchgriffsrechten“ auf an-
dere Staatshaushalte löst die Bundes-
regierung ein Problem, das sie schon 
immer mit der Euro-Konstruktion hat-
te: Alle Euroländer profitieren über die 
vergemeinschaftete Währung von der 
Kreditwürdigkeit des D-Mark-Landes. 
Gleichzeitig hat Deutschland die Kre-
ditschöpfung anderer Länder jedoch 
nicht unter Kontrolle.  

Dieses Pfund – die deutsche Kredit-
würdigkeit – hat die Bundesregierung 
in den Verhandlungen massiv einge-
setzt. Während sie Eurobonds, eine 
Aufstockung des Euro-Rettungsschirms 
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und Anleihekäufen der EZB entschie-
den ablehnte, drohte sie gleichzeitig 
damit, dass sie nicht weiter mit der ei-
genen Kreditwürdigkeit für die Zah-
lungsfähigkeit der Krisenstaaten ein-
stehen werde. Es sei denn, die Eurolän-
der gewähren Deutschland Zugriff auf 
ihre Staatsfinanzen. Diese Erpressung 
hat funktioniert. „Gut gemacht, Frau 
Merkel“, lobt daraufhin prompt die pri-
vate Berenberg Bank.

So sieht sie also aus, die „Stabili-
tätsunion“ nach deutschem Bilde: Sta-
bilität entsteht demnach als quasi au-
tomatisches Ergebnis von Haushalts- 
regeln. Diese Regeln sollen garantie-
ren, dass Euro-Staatsschulden künftig 
das Vertrauen der Finanzmärkte genie-
ßen, dass sie also erstklassige Geldan-
lagen sind, die die Rendite der Finanz-
anleger sichern. So wirkt heute das 
„Primat der Politik“: als Vollzugsorgan 
der Bedürfnisse der Finanzanleger.

Die Fähigkeit, die eigenen Schulden 
zu bedienen, wird damit für Staaten wie 
Griechenland und Portugal zur obers-
ten Staatsaufgabe. Sie müssen spa-
ren und ihre Bevölkerung verarmen, 
im Dienste der Kreditwürdigkeit Euro-

pas. Denn die vorgeschriebenen Spar- 
orgien belasten zwangsläufig die inlän-
dische Nachfrage. Als Ausgleich sollen 
Europas Staaten ganz auf den Export 
setzen, den sie wiederum mit „wachs-
tumsförderlichen“ Reformen unterstüt-
zen müssen: der Aufweichung des Kün-
digungsschutzes, der Erhöhung des 
Rentenalters, der Senkung des Min-
destlohns und der Schwächung der  
Tarifautonomie und der Gewerkschaf-
ten – alles im Dienste sinkender Lohn-
stückkosten. Der deutsche Industrie-
verband findet das gut: „Jetzt muss es 
darum gehen, über Wettbewerbsfähig-
keit und private Investitionen wieder zu 
Wachstum zu gelangen“, so der BDI.

Auf diese Weise soll die Stabilität der 
Euro-Staatsschulden für das Finanzka-
pital garantiert und Schuldenstreichun-
gen vermieden werden. Der Fall Grie-
chenland dagegen soll eine Ausnahme 
bleiben, betont der Gipfelbeschluss. 
Man kann es auch so ausdrücken: Ei-
ne Entwertung des Finanzkapitals wird 
verhindert durch eine Entwertung der 
Arbeitskraft. Mit der versprochenen 
„Zähmung der Finanzmärkte“ hat all 
das jedenfalls nichts zu tun.
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